
Hinweis:

Bei dieser Satzung handelt es sich um eine Lesefassung der Satzung einschließlich sämtlicher 
Änderungssatzungen, die unverbindlich zur allgemeinen Information vorgesehen ist. Sie trifft 
keine rechtsverbindliche Aussage. 
 

Lesefassung der Satzung 
über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen 

in der Stadt Lüdenscheid 
vom 19.10.1987 

in der Fassung der 2. Änderungssatzung vom 22.12.1994 

Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches (BauGB) vom 08.12.1986 (BGBl. I. S 2253) und des 
§ 4 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 13.08.1984 (GV. NW. S. 475/SGV. NW. 2023) hat der Rat der Stadt Lüdenscheid  
folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1

Erhebung des Erschließungsbeitrages 

Die Stadt Lüdenscheid erhebt gemäß § 127 ff. BauGB zur Deckung ihres anderweitig nicht ge-
deckten Aufwandes für Erschließungsanlagen einen Erschließungsbeitrag nach Maßgabe der 
folgenden Vorschriften. 
 

§ 2

Art und Umfang der Erschließungsanlagen 

(1) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand: 
 

1. für die zum Anbau bestimmten öffentlichen Straßen, Wege und Plätze 
 

a) bei mehrseitiger Bebaubarkeit bis zu 19 m Breite, 
b) bei einseitiger Bebaubarkeit bis zu 17 m Breite; 

 
2. für die nicht zum Anbau bestimmten Sammelstraßen (§ 127 Abs. 2 Nr. 3 BauGB) bis zu 

19 m Breite; 
 

3. für Parkflächen, 
 

a) die Bestandteile der Verkehrsanlagen im Sinne von Nr. 1 und 2 sind, bis zu einer 
weiteren Breite von 7 m, 

 
b) soweit sie nicht Bestandteil der in Nr. 1 und 2 genannten Verkehrsanlagen, aber 

nach städtebaulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Erschlie-
ßung notwendig sind, bis zu einer Fläche von 10 v. H. aller erschlossenen Grund-
stückflächen; 
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4. für Grünanlagen, 
 

a) die Bestandteile der Verkehrsanlagen im Sinne der Nr. 1 und 2 sind (Straßenbe-
gleitgrün), 

 
b) soweit sie nicht Bestandteil der in Nr. 1 und 2 genannten Verkehrsanlagen, aber 

nach städtebaulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Erschlie-
ßung notwendig sind, mit Ausnahme von Kinderspielplätzen, bis zu einer Fläche 
von 10 v. H. aller erschlossenen Grundstücksflächen; 

 
5. für die öffentlichen aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen mit Kraftfahrzeugen 

nicht befahrbaren Verkehrsanlagen innerhalb der Baugebiete (z. B. Fußwege, Wohn-
wege); 

 
6. für Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schädliche Umwelteinwirkungen im 

Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes, auch wenn sie nicht Bestandteil der Er-
schließungsanlagen sind; 

 
7. für die Übernahme von Anlagen als gemeindliche Erschließungsanlagen. 

 
(2) Der Erschließungsaufwand umfasst die Kosten, die für die Teile der Fahrbahn der Orts-

durchfahrt einer klassifizierten Straße entstehen, die über die Breiten der anschließenden 
freien Strecke hinausgehen. 

 
(3) Endet eine Erschließungsanlage mit einem Wendeplatz, so vergrößern sich die in Abs. 1 

angegebenen Maße für diesen Bereich um 6 m, ebenso bei Aufweitungen in Kurven, Ein-
mündungen und Kreuzungen. 

 

§ 3

Art der Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes 

(1) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird nach den tatsächlichen Kosten ermittelt. 
 
(2) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird für die einzelne Erschließungsanlage ermit-

telt (§ 127 Abs. 2 BauGB). Abweichend von Satz 1 kann der beitragsfähige Erschließungs-
aufwand ermittelt werden 

 
1. für bestimmte Abschnitte einer Erschließungsanlage, 

 
2. insgesamt für mehrere Anlagen, die für die Erschließung eine Einheit bilden (Erschlie-

ßungseinheit). 
 
(3) Die Aufwendungen für Parkflächen, Grünanlagen und Immissionsschutzanlagen im Sinne 

des § 127 Abs. 2 BauGB werden den zum Anbau bestimmten Straßen, Wegen und Plät-
zen, zu denen sie von der Erschließung her gehören, zugerechnet. Werden die Straßen, 
Wege und Plätze in eine Erschließungseinheit einbezogen, so sind damit auch die Kosten 
der zugehörigen Parkflächen, Grünanlagen und Immissionsschutzanlagen nach Satz 1 bei-
tragsfähiger Aufwand der Erschließungseinheit. Abweichend von Satz 1 und 2 kann der 
beitragsfähige Erschließungsaufwand auch für die einzelnen Parkflächen, Grünanlagen 
und Immissionsschutzanlagen gesondert ermittelt werden. 
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(4) Sind für beitragsfähige Maßnahmen Rechnungsbelege nicht mehr vorhanden, so werden 
die im Zeitpunkt der Abrechnung maßgebenden Baupreise für die Ausbauart ermittelt, wo-
bei auf den für das Jahr des Abschlusses dieser Ausbaumaßnahme maßgeblichen Preis-
index abzustellen ist. Als Preisindex gelten die vom Statistischen Bundesamt und vom Sta-
tistischen Reichsamt veröffentlichten Indices, und zwar 

 
1. für die Jahre 1961 und früher der Preisindex für Hochbauten, 

 
2. für die Jahre ab 1962 der Preisindex für Neubauten und Unterhaltung - Straßenbau all-

gemein -. 
 
(5) Kosten für Einrichtungen, die ausschließlich der Entwässerung der Erschließungsanlagen 

dienen (Regenabläufe einschl. der Anschluss- und Sammelleitungen), sind in voller Höhe 
beitragsfähiger Erschließungsaufwand. Kosten für Einrichtungen, die sowohl der Entwäs-
serung der Erschließungsanlagen als auch der Entwässerung der Grundstücke dienen, 
sind in Höhe von 26 v. H. beitragsfähiger Erschließungsaufwand, wenn die Einrichtungen 
im Mischverfahren betrieben werden. Werden die Einrichtungen im Trennverfahren betrie-
ben, so sind die Kosten des Regenwasserkanals in Höhe von 50 v. H. beitragsfähiger Er-
schließungsaufwand. Straßenabläufe mit ihren Anschlussleitungen im Sinne des § 7 Abs. 1 
Nr. 5 Satz 3 sind stets in voller Höhe beitragsfähiger Erschließungsaufwand. 

 

§ 4

Anteil der Stadt am beitragfähigen Erschließungsaufwand 

Die Stadt trägt 10 v. H. des ermittelten Erschließungsaufwandes. 
 

§ 5

Verteilung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes 

(1) Der nach § 3 ermittelte und um den Anteil der Stadt gekürzte beitragsfähige Erschlie-
ßungsaufwand wird auf die erschlossenen Grundstücke nach dem Verhältnis der Grund-
stücksflächen zueinander verteilt. Dabei wird die Grundstücksfläche entsprechend der 
Ausnutzbarkeit mit einem Vomhundertsatz vervielfacht, der im einzelnen beträgt bei 

 
eingeschossiger   Bebaubarkeit: 125 v. H., 
zweigeschossiger  Bebaubarkeit: 150 v. H., 
dreigeschossiger  Bebaubarkeit: 175 v. H., 
vier- und fünfgeschossiger 
Bebaubarkeit: 195 v. H., 
sechsgeschossiger Bebaubarkeit: 210 v. H., 
sieben- und mehrgeschossiger 
Bebaubarkeit: 215 v. H.. 

 
(2) In beplanten Gebieten gelten die nachfolgenden Regelungen: 
 

1. Als Geschosszahl gilt die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der 
Vollgeschosse. 

 
2. Bei Grundstücken, für die der Bebauungsplan nur Grundflächenzahl und Baumassen-
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zahl festsetzt, wird die Anzahl der Vollgeschosse wie folgt ermittelt: 
 

Baumassenzahl bis  3,5: 1 Geschoss, 
Baumassenzahl bis  5,6: 2 Geschosse, 
Baumassenzahl bis  7,0: 3 Geschosse, 
Baumassenzahl bis  7,7: 4/5 Geschosse, 
Baumassenzahl bis  8,4: 6 Geschosse, 
Baumassenzahl über 8,4: 7 Geschosse. 

 
3. Wird die nach dem Bebauungsplan zulässige Geschoss- bzw. Baumassenzahl über-

schritten, so ist bei der Ermittlung der Zahl der Vollgeschosse die tatsächliche Ausnut-
zung des Grundstückes zugrunde zu legen. 

 
4. Grundstücke, für die im Bebauungsplan eine gewerbliche Nutzung ohne Bebauung 

festgesetzt ist, gelten als eingeschossig bebaubar. 
 

5. Für Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten werden die in Abs. 1 ge-
nannten Vomhundertsätze verdoppelt. Entsprechendes gilt für die einzelnen Grundstü-
cke in anderen als den in Satz 1 genannten Gebieten, soweit auf ihnen eine Nutzung 
vorhanden oder bei unbebauten Grundstücken zulässig ist, die nach § 7 Abs. 2 BauN-
VO in Kerngebieten, nach § 8 Abs. 2 BauNVO in Gewerbegebieten oder nach § 9 Abs. 
2 BauNVO in Industriegebieten zulässig ist. 

 
6. Grundstücke, für die der Bebauungsplan eine nichtgewerbliche Nutzung ohne Bebau-

ung festsetzt, werden mit 100 v. H. ihrer Fläche angesetzt. 
 

7. Grundstücke, für die im Bebauungsplan ausschließlich eine Bebauung mit Garagen 
festgesetzt ist, werden mit 110 v. H. ihrer Fläche angesetzt. 

 
(3) In unbeplanten Gebieten und Gebieten, für die ein bestehender Plan Ausweisungen über 

die Nutzung der Grundstücke nicht enthält, gelten die nachfolgenden Regelungen: 
 

1. Bei bebauten Grundstücken ist die Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse 
maßgebend. 

 
2. Bei unbebauten aber bebaubaren Grundstücken ist die Zahl der Vollgeschosse maß-

gebend, die auf den Grundstücken in der näheren Umgebung innerhalb des Abrech-
nungsgebietes überwiegt. 

 
3. Ist eine Geschosszahl wegen der Besonderheit des Bauwerks nicht feststellbar, wird 

auf je angefangene 3,5 m Höhe des Bauwerks ein Vollgeschoss angerechnet. 
 

4. Unbebaubare, gewerblich nutzbare Grundstücke gelten als eingeschossig bebaubar. 
 

5. Unbebaubare, nicht gewerblich nutzbare Grundstücke werden mit 100 v. H. ihrer Flä-
che angesetzt. 

 
6. Für Garagengrundstücke gilt Abs. 2 Nr. 7 entsprechend. 

 
7. Als Grundstücksfläche gilt bei Grundstücken, die lediglich durch eine Erschließungsan-

lage erschlossen und nur für andere als gewerbliche oder industrielle Zwecke genutzt 
werden oder nach der in der näheren Umgebung innerhalb des Abrechnungsgebietes 
überwiegend vorhandenen Art der Nutzung so genutzt werden dürfen, die Fläche, die 
zwischen der zu der Erschließungsanlage hinweisenden Grundstücksgrenze und einer 
dazu im Abstand von 50 m verlaufenden Parallele liegt. Sind Grundstücke über den 50-
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m-Bereich hinaus bebaut, so ist die Grundstückstiefe maßgebend, die durch die hintere 
Grenze der Nutzung bestimmt wird. Bei unbebauten Grundstücken wird die Grund-
stückstiefe zugrunde gelegt, bis zu der die in der näheren Umgebung innerhalb des Ab-
rechnungsgebietes gelegenen Grundstücke überwiegend bebaut sind. 

 
Gewerblich oder industriell genutzte Grundstücke sowie unbebaute Grundstücke, die 
aufgrund der in der näheren Umgebung innerhalb des Abrechnungsgebietes überwie-
gend vorhandenen Art der Nutzung gewerblich oder industriell genutzt werden dürfen, 
werden mit ihrer vollen Tiefe angesetzt. 

 
8. Abs. 2 Nr. 5 Satz 1 gilt entsprechend, wenn Gebiete aufgrund der vorhandenen, im 

wesentlichen gleichartigen Bebauung oder sonstigen Nutzung als Kerngebiete mit ei-
ner nach § 7 Abs. 2 BauNVO, als Gewerbegebiete mit einer nach § 8 Abs. 2 BauNVO 
oder als Industriegebiete mit einer nach § 9 Abs. 2 BauNVO zulässigen Nutzung anzu-
sehen sind. In anderen Gebieten oder in Gebieten, die keiner der in Satz 1 genannten 
Gebietsarten zugeordnet werden können, gilt die in Abs. 2 Nr. 5 vorgesehene Verdop-
pelung für solche Grundstücke, auf denen eine Nutzung vorhanden oder - bei unbe-
bauten Grundstücken - zulässig ist, die in Kerngebieten nach § 7 Abs. 2 BauNVO, in 
Gewerbegebieten nach § 8 Abs. 2 BauNVO und in Industriegebieten nach § 9 Abs. 2 
BauVO zulässig ist. 

 
(4) Für Grundstücke, die von mehr als einer abrechnungsfähigen Erschließungsanlage glei-

cher Art erschlossen werden, gelten die nachfolgenden Regelungen: 
 

1. Wird der beitragsfähige Erschließungsaufwand für die einzelne Erschließungsanlage 
ermittelt, so ist die gem. den Absätzen 1 bis 3 ermittelte Grundstücksgröße für jede ab-
zurechnende Anlage je zur Hälfte anzusetzen. 

 
2. Wird der beitragsfähige Erschließungsaufwand für eine Erschließungseinheit ermittelt, 

so ist, 
 

a) wenn Grundstücke ausschließlich von Anlagen der abzurechnenden Erschlie-
ßungseinheit erschlossen werden, gem. den Absätzen 1 - 3 zu verfahren, 

 
b) wenn Grundstücke nicht ausschließlich von Anlagen der abzurechnenden Erschlie-

ßungseinheit erschlossen werden, die gem. den Absätzen 1 - 3 ermittelte Grund-
stücksfläche zur Hälfte anzusetzen. 

 
3. Durch die Regelung für Grundstücke nach Nr. 1 und Nr. 2 Buchst. b dürfen die Er-

schließungsbeiträge für andere Grundstücke nicht höher als bis zum 1 1/2-fachen des 
Betrages ansteigen, der auf sie ohne Anwendung der Regelung entfallen wäre. Die ü-
ber das 1 1/2-fache hinausgehenden Beträge werden auf die übrigen Grundstück gem. 
den Absätzen 1 bis 3 verteilt. 

 

§ 6

Kostenspaltung 

Der Erschließungsbeitrag kann im Wege der Kostenspaltung für 
 

1. den Erwerb von Erschließungsflächen, 
2. die Freilegung von Erschließungsflächen, 
3. die Herstellung der Fahrbahnen, 
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4. die Gehwegbefestigung, 
5. die Einrichtungen für die Entwässerung der Erschließungsanlagen, 
6. die Einrichtungen für die Beleuchtung der Erschließungsanlagen, 
7. die Parkflächen, 
8. die Grünanlagen, 
9. die Immissionsschutzanlagen 

 
selbständig erhoben werden. Die Erhebung kann auch unter Zusammenfassung mehrerer Teil-
einrichtungen erfolgen. 
 

§ 7

Merkmale der endgültigen Herstellung einer Erschließungsanlage 

(1) Die Erschließungsanlagen sind endgültig hergestellt, wenn die Merkmale der Nummern 1 - 
9 erfüllt sind. 

 
1. Die Stadt muß Eigentümerin der Flächen der Erschließungsanlagen sein. 

 
2. Die Straßen, Wege, Plätze und Parkflächen müssen in Verbindung zum übrigen öffent-

lichen Verkehrsnetz stehen. 
 

3. Zu einer Straße gehören Fahrbahn, beidseitige Gehwege und Einrichtungen zu ihrer 
Entwässerung und Beleuchtung. 

 
4. Fahrbahn, Gehwege und Sicherheitsstreifen müssen einen Unterbau aus Steinmateri-

al, je nach technischer Notwendigkeit eine Tragschicht aus Stein- oder Asphaltmaterial 
und eine Decke aus Asphalt, Teer, Beton, Pflaster oder Platten haben. Die Fahrbahn 
muss von den Parkflächen gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. a durch Rinnsteine, Tief-
bordsteine, Wangensteine oder durch Markierung (Markierungsfarbe, Folie, Heißas-
phalt, Kaltasphalt) optisch abgegrenzt sein. Die Fahrbahn einschl. der Parkflächen ge-
mäß § 2 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. a muss von den Gehwegen oder Sicherheitsstreifen 
durch Rinn- und Hochbord- bzw. Tiefbordsteine oder Wangensteine getrennt sein. 

 
Wird die Straße ohne Gehwege, Parkflächen gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. a und Si-
cherheitsstreifen angelegt, muss die Fahrbahn seitlich durch mindestens 8 cm breite 
Randsteine oder Wangensteine, die als Flussbahn ausgebildet sind oder durch Markie-
rung (Markierungsfarbe, Folie, Heißasphalt, Kaltasphalt) optisch abgegrenzt werden. 

 
5. Als Einrichtung zur Entwässerung einer Straße muss eine unterirdische Kanalleitung 

eingebaut werden. In Abständen von höchstens 100 m sind Kontrollschächte zu erstel-
len. Das Kanalsystem muss mit Straßenabläufen versehen sein. Die Entwässerungs-
anlage muss an das öffentliche Kanalnetz angeschlossen sein; sie kann im Trenn- oder 
Mischverfahren betrieben werden. 

 
6. Die Straßen müssen mit einer elektrischen Beleuchtung versehen sein. Die Lichtquel-

len müssen an Masten, Wandarmen oder Überspannungen angebracht werden. Die 
Lichtquellen dürfen nicht mehr als 60 m voneinander entfernt sein. 

 
7. Wege, Plätze und Parkflächen müssen einen Ausbau in entsprechender Anwendung 

der Nr. 4 Satz 1 haben. 
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8. Grünanlagen müssen gärtnerisch gestaltet sein, Rasenflächen müssen eingesät, für 
Aufwuchs bestimmte Flächen bepflanzt sein. Flächen, die weder für Rasen noch für 
sonstigen Bewuchs vorgesehen sind, müssen befestigt sein. Die vorgesehenen Ruhe-
bänke und Spielgeräte müssen aufgestellt sein. 

 
9. Der Umfang der Anlagen nach § 2 Abs. 1 Nr. 6 ist durch besondere Satzung im Einzel-

fall festzulegen. 
 
(2) Soll eine Erschließungsanlage abweichend von den im Abs. 1 aufgeführten Herstellungs-

merkmalen als endgültig hergestellt gelten, so wird dies durch besondere Satzung im Ein-
zelfall geregelt, das gilt auch für den Fall, daß Erschließungsanlagen als verkehrsberuhigte 
Bereiche ausgestaltet werden. 

 

§ 8

Ablösung des Erschließungsbeitrages 

Der Betrag einer Ablösung nach § 133 Abs. 3 Satz 5 BauGB bestimmt sich nach der Höhe des 
voraussichtlich entstehenden Beitrages. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 
 

§ 9

In-Kraft-Treten 

Diese Satzung tritt am 01.01.1995 in Kraft. 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Gemäß § 215 Abs. 1 Bauge-
setzbuch ist eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften des Baugesetzbuches beim 
Zustandekommen von Satzungen unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Be-
kanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden sind; 
der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen. 
 
Gemäß § 4 Abs. 6 der Gemeindeordnung kann eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften der Gemeindeordnung beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jah-
res seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Stadtdirektor hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Lüdenscheid Der Bürgermeister 
 


